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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Beschränkung von 
Grundeigentum für die militärische Verteidigung 
(Schutzbereichgesetz) 

- Drucksache 1664 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Beschränkung 
von Grundeigentum für die militärische Ver- 
teidigung (Schutzbereichgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 87 Abs, 3 Satz 2 des Grund- 
gesetzes das folgende Gesetz besdilossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Sdhutzbereidie 

§1 

(1) 2u Schutzbereiche^z können Gebiete er- 
klärt werden 

1. für Zwecke der Verteidigung, 

2. zur Erfüllung der Verpflichtungen des Bun- 
des aus zwischenstaatlichen Verträgen über 
die Stationierung und die Rechtsstellung 
von Streitkräften auswärtiger Staaten im 
Bundesgebiet. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Beschränkung 
von Grundeigentum für die militärische Ver- 
teidigung (Schutzbereichgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Schutzbereiche 

§ 1 

(1) Ein Schutzbereich ist ein Gebiet, in 
dem die Benutzung von Grundstücken auf 
Grund besonderer Anordnung der zuständi- 
gen Bundesbehörde für Zwecke der Vertei- 
digung, insbesondere auch, um die Verpflich- 
tungen des Bundes aus zwischenstaatlichen 
Verträgen über die Stationierung und Rechts- 
stellung von Streitkräften auswärtiger Staa- 
ten im Bundesgebiet zu erfüllen, nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes beschränkt ist. 
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Entwurf 

(2) Soll ein Gebiet zum Sdiutzbereich er- 
klärt werden, so sind die Erfordernisse der 
Raumordnung nach Anhörung der Regierun- 
gen der Länder, in deren Gebiet der Schutz- 
bereich liegt, angemessen zu berücksichtigen. 


§ 2 

(1) Ein Gebiet wird zum Schutzbereich 
durch Anordnung erklärt. Die Anordnung 
muß einen Plan über den Umfang des Schutz- 
bereichs enthalten. Sie ist den Eigentümern 
von Grundstücken im Schutzbereich und den 
sonstigen zum Gebrauch oder zur Nutzung 
dieser Grundstücke Berechtigten (sonstige Be- 
rechtigte) bekanntzugeben oder öffentlidi in 
ortsüblicher Weise bekanntzumachen. Der Plan 
über den Umfang des Schutzbereichs ist den 
Beteiligten nur soweit sie davon betroffen 
•sind bekanntzugeben. 


(2) Die Eigentümer oder Besitzer sind auf 
Verlangen verpflichtet, Namen und Anschrift 
aller sonstigen Berechtigten und jeden Wech- 
sel im Eigentum oder im Besitz mitzuteilen. 


§ 3 

(1) Wer innerhalb der Sdiutzbereidie 

1. bauliche und sonstige Anlagen oder Vor- 
richtungen über oder unter der Erdober- 
fläche errichten, ändern oder beseitigen, 

2. Inseln, Küsten und Gewässer verändern, 

3. in anderer Weise die Bodengestaltung und 
Bodenbenutzung außer der landwirtschaft- 
lichen Nutzung verändern 

will, bedarf der Genehmigung. 


(2) Ausnahmen von der Genehmigungs- 
pflicht können zugelassen werden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) Soll ein Gebiet zum Schutzbereich er- 
klärt werden, so sind die Erfordernisse der 
Raumordnung nach Anhörung der Regierun- 
gen der Länder, in deren Gebiet der Schutz- 
bereich liegt, und der beteiligten Gemeinde 
(Gemeindeverband) angemessen zu berück- 
sichtigen. 

§ 2 

(1) Ein Gebiet wird zum Schutzbereich 
durch Anordnung erklärt. Sie muß einen 
Plan über den Umfang des Schutzbereichs 
enthalten. Sie ist den Eigentümern von 
Grundstücken im Schutzbereich und den an- 
deren zum Gebrauch oder zur Nutzung die- 
ser Grundstücke Berechtigten (andere Be- 
rechtigte) sowie den dinglich Berechtigten, 
soweit sie der zuständigen Behörde bekannt 
oder aus dem Grundbuch ersichtlich sind, be- 
kanntzugeben oder in ortsüblicher Weise 
öffentlich bekanntzumachen. Der Plan über 
den Umfang des Schutzbereichs ist den Be- 
teiligten nur, soweit sie davon betroffen sind, 
bekanntzugeben. 

(2) Die Eigentümer oder Besitzer sind auf 
Verlangen der zuständigen Behörde verpflich- 
tet, Namen und Anschrift aller anderen 
ihnen bekannten Berechtigten und jeden 
Wechsel im Eigentum oder im Besitz mitzu- 
teilen. 

(3) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn 
der Schutzbereich für die Zwecke des § 1 
nicht mehr benötigt wird. Die Aufhebung 
ist den Beteiligten bekanntzugeben. 

§ 3 

(1) Wer innerhalb der Schutzbereiche 

1. bauliche oder andere Anlagen oder Vor- 
richtungen über oder unter der Erdober- 
fläche errichten, ändern oder beseitigen, 

2. Inseln, Küsten und Gewässer verändern, 

3. in anderer Weise die Bodengestaltung und 
Bodenbenutzung außer der landwirtschaft- 
lichen Nutzung verändern 

will, bedarf hierzu der Genehmigung. Die 

Genehmigung darf nur versagt werden, so- 
weit es zur Erreichung der Zwecke des 
Schutzbereichs erforderliA ist. 

(2) Befreiungen von der Genehmigungs- 
pflicht können zugelassen werden. 
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Entwurf 
§ 4 

(1) Soweit es zur Erreichung der Zwecke 
des Schutzbereichs erforderlich ist, kann auch 
die landwirtschaftliche Nutzung der innerhalb 
des Schutzbereichs gelegenen Grundstücke be- 
schränkt werden. 

(2) Wird die landwirtschaftliche Nutzung 
beschränkt, soll auf die landwirtschaftliche 
Erzeugung Rücksicht genommen werden, 

§ 5 

Für die zu einem Schutzbereich gehörenden 
Grundstücke und Gewässer kann, soweit es 
zur Erreichung der Zwecke des Schutzbereichs 
erforderlich ist, die Benutzung oder der Ge- 
meingebrauch ausgeschlossen oder einge- 
schränkt werden. Es Ist verboten, im Gebiet 
des Schutzbereich5 oder dessen Anlagen ohne 
Genehmigung zu fotografieren oder Zeichnun- 
gen, Skizzen oder andere bildliche Darstellun- 
gen dieses Gebietes oder seiner Anlagen an- 
zufertigen. 


§ 6 

Die Eigentümer von Grundstücken inner- 
halb des Schutzbereichs und die sonstigen Be- 
rechtigten sind auf Verlangen der zuständigen 
Behörde verpflichtet, zu dulden, daß 


1. bauliche und sonstige Anlagen errichtet, 
unterhalten oder beseitigt werden, 

2. Wald oder sonstiger Aufwuchs angepflanzt 
oder beseitigt wird. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 4 


unverändert 


§ 5 

(1) Für die Grundstücke und Gewässer 
eines Schutzbereichs kann, soweit es zur Er- 
reichung der Zwecke des Schutzbereichs er- 
forderlich ist, die Benutzung oder der Ge- 
meingebrauch ausgeschlossen oder einge- 
schränkt werden. 


(2) Es ist verboten, ein als Schutzbereich 
gekennzeichnetes Gebiet oder seine Anlagen 
ganz oder teilweise ohne Genehmigung zu 
fotografieren oder Zeichnungen, Skizzen 
oder andere bildliche Darstellungen davon 
anzufertigen. 


§ 6 

(1) Soweit es zur Erreichung der Zwecke 
des Schutzbereichs erforderlich Ist, haben die 
Eigentümer von Grundstücken innerhalb 
des Schutzbereichs und die anderen Berech- 
tigten auf Verlangen der zuständigen Be- 
hörde zu dulden, daß 

1. bauliche und andere Anlagen errichtet, 
unterhalten oder beseitigt werden, 

2. Wald oder anderer Aufwuchs angepflanzt 
oder beseitigt wird. 

(2) Bei Beseitigung oder Räumung von 
Wohnungen ist den Bewohnern eine an- 
gemessene Räumungsfrist zu gewähren. 


§ 7 

Bei den nach diesem Gesetz zulässige« Maß- 
nahmen muß die Unterhaltung und der Be- 
trieb der Verkehrs-, Nachrichten- und Ver- 
sorgungsanlagen sowie der Anlagen der Ab- 


§ 7 

Bei den Maßnahmen, die nach diesem Ge- 
setz zulässig sind, muß die Unterhaltung und 
der Betrieb der Verkehrs-, Nachrichten- und 
Versorgungsanlagen sowie der Anlagen der 
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Entwurf 

Wasserwirtschaft und der Wasser- und Boden- 
wirtschaft gewährleistet bleiben. 


§ 8 

Wer ohne die nach § 3 notwendige Geneh- 
migung handelt, ist auf Verlangen der zustän- 
digen verpflichtet, den ursprünglichen 

Zustand wiederherz^stellen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Sdiutzbereichbehörden 

§ 9 

(1) Der für die Verteidigung zuständige 
Bundesminister erklärt die Gebiete zu Schutz- 
bereichen. Er stellt auch das Verlangen nach 
§ 6, sofern er diese Zuständigkeit nicht auf 
eine andere Schutzbereichbehörde überträgt, 

(2) Die übrigen innerhalb der Schutzbe- 
reiche erforderlichen und nach diesem Gesetz 
zulässigen Maßnahmen werden von den 
Schutzbereichbehörden getroffen und über- 
wacht. 

(3) Schutzbereichbehörden sind die durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung be- 
stimmten Bundesbehörden. 

§ 10 

Die Beauftragten der Sdiutzbereichbehör- 
den sind befugt, Grundstücke zu betreten, die 
zum Schutzbereich gehören oder für die Er- 
klärung zum Sdiutzbereidi in Betracht 
kommen. 


§ 11 

Den Schutzbereichbehörden sind auf Ver- 
langen Unterlagen und Pläne zur Einsicht 
zu überlassen, die zur Vorbereitung der nach 
diesem Gesetz zulässigen Maßnahmen nötig 
sind. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Abwasserwirtschaft und der Wasser- und 
Bodenwirtschaft gesichert bleiben. Auf Ein- 
richtungen und Anstalten, die mildtätigen, 
gemeinnützigen oder kirchlichen Zweien 
dienen, ist bei der Anwendung dieses Ge- 
setzes Rücksicht zu nehmen* 


§ 8 

Wer ohne die Genehmigung nach § 3 han- 
delt, muß auf Verlangen der zuständigen 
Behörde den ursprünglichen Zustand wieder- 
herstellen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Schutzbereichbehörden 

§ 9 

(1) Der Bundesminister für Verteidigung 
erklärt die Gebiete zu Schutzbereichen. 


(2) Die übrigen innerhalb der Schutzbe- 
reiche notwendigen und nach diesem Gesetz 
zulässigen Maßnahmen werden von den 
Schutzbereichbehörden getroffen und über- 
wacht. 

(3) Schutzbereichbehörden sind die unte- 
ren Behörden der Bundeswehrverwaltung. 


§ 10 

Die Beauftragten der Schutzbereichbehör- 
den sind befugt, Grundstücke zu betreten, die 
zum Schutzbereich gehören oder für die Er- 
klärung zum Schutzbereich in Betracht 
kommen. Wohnungen dürfen nur in drin- 
genden Fällen betreten werden. 


§ 11 

Den Schutzbereichbehörden sind auf Ver- 
langen vorhandene Unterlagen und Pläne 
zur Einsicht zu überlassen, die zur Vorberei- 
tung der nach diesem Gesetz zulässigen Maß- 
nahmen nötig sind. 
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Entwurf 

DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigung 
§ 12 

Entstehen durch die nach diesem Gesetz zu- 
lässigen Einwirkungen dem Eigentümer oder 
dem sonstigen Berechtigten unmittelbare Ver- 
mögensnachteile, die für den Betroffenen ein 
besonderes Opfer zugunsten der Allgemein- 
heit bedeuten, so ist dafür eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten. Hierbei ist 
die entzogene Nutzung, die Beschädigung 
oder Zerstörung einer Sache unter gerechter 
Abwägung der Interessen der Allgemeinheit 
und der Beteiligten zu berücksichtigen. 


§ 13 

Der Betroffene hat sich Vorteile anrechnen 
zu lassen^ die er aus einer anderweiten 
Nutzungsmöglichkeit ziehen kann oder bei 
gehöriger Sorgfalt hätte ziehen können. 


§ 14 

(1) Wenn die Entschädigung für den Ent- 
zug oder die Beschränkung der Nutzung in 
einer wiederkehrenden Leistung besteht, ist 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigung 
§ 12 

(1) Entstehen durch die Einwirkungen 
nach diesem Gesetz dem Eigentümer oder 
einem anderen Berechtigten unmittelbare 
Vermögensnachteile, die für den Betroffenen 
ein besonderes Opfer zugunsten der All- 
gemeinheit bedeuten, so ist dafür eine an- 
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten. 
Hierbei ist die entzogene Nutzung, die Be- 
schädigung oder Zerstörung einer Sache unter 
gerechter Abwägung der Interessen der All- 
gemeinheit und der Beteiligten zu berücksich- 
tigen. Für entgangenen Gewinn und für son- 
stige Vermögensnachteile, die nicht in unmit- 
telbarem Zusammenhang mit dem Entzug 
der Nutzung an einem im Schutzbereich ge- 
legenen Gegenstand stehen, ist den in Satz 1 
bezeichneten Personen eine Entschädigung 
nur zu zahlen, wenn und soweit dies zur Ab- 
wendung unbilliger Härten dringend geboten 
erscheint. 

(2) Dinglich Berechtigte, die durch die Ein- 
wirkung in ihren Rechten betroffen werden, 
sind, soweit sie nicht als sonstige Berechtigte 
bereits nach Absatz 1 entschädigt werden, 
nach Maßgabe der Artikel 52 und 53 des Ein- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch auf die Entschädigung des Eigentümers 
angewiesen. 


§ 13 

(\) Eine Entschädigung nach § 12 wird 
nidit gezahlt, soweit einem Entsdxädigungs- 
berechtigten infolge der Einwirkungen Ver- 
mögensvorteile erwachsen oder er diese bei 
gehöriger Sorgfalt in zumutbarer Weise hätte 
ziehen können. 

(2) Hat bei der Entstehung des Ver- 
mögensnachteiles ein Versdiulden des Ent- 
schädigungsberechtigten mitgewirkt, so gilt 
§ 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sinn- 
gemäß. 

§ 14 

unverändert 
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Entwurf 

sie in der Regel vierteljährlich nachträglich 
zu zahlen. 

(2) Vereinbarungen über eine einmalige 
Abfindung sind zulässig. 

S 15 

(1) Wird durch eine nach diesem Gesetz 
zulässige Einwirkung dem Eigentümer die 
wirtschaftliche Nutzung des Grundstücks nicht 
nur vorübergehend in unzumutbarem Aus- 
maß entzogen^ so kann er die Entziehung des 
Eigentums am Grundstück verlangen. Tref- 
fen diese Voraussetzungen nur auf einen Teil 
des Grundstücks zu, so beschränkt sich das 
Recht, die Entziehung des Eigentums zu ver- 
langen, auf diesen Teil. 


(2) Sonstige Berechtigte, die in der Aus- 
übung ihres Rechts nicht nur vorübergehend 
in unzumutbarem Ausmaß beeinträchtigt 
werden, können die Entziehung des Rechts 
beantragen. 

(3) Für die Entziehung des Eigentums (Ab- 
satz 1) oder des Rechts (Absatz 2) gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über die Landbe- 
schaffung für Aufgaben der Verteidigung 

(Landbeschaffungsgesetz) vom 

(Bundesgesetzbl. IS ). 


§ 16 

Zahlungspflichtig ist bei Schutzbereichen 
nach § 1 Abs, 1 Nr, 1 die Bundesrepublik, 
bei Schutzbereichen nach § 1 Abs, 1 Nr, 2, 
wer nach den zwischenstaatlichen Verträgen 
zahlungspflichtig ist. 


VIERTER ABSCHNITT 

Festsetzung der Entschädigung 
§ 17 

Die Entschädigung auf Grund dieses Ge- 
setzes wird durch Behörden festgesetzt (Fest- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 15 

(1) Wird dem Eigentümer durch eine Ein- 
wirkung nach diesem Gesetz die wirtschaft- 
liche Nutzung des Grundstücks nicht nur 
vorübergehend unzumutbar erschwert, so 
kann er die Entziehung des Eigentums am 
Grundstück verlangen. Treffen diese Voraus- 
setzungen nur auf einen Teil des Grund- 
stücks zu, so beschränkt sich das Recht, die 
Entziehung des Eigentums zu verlangen, auf 
diesen Teil, es sei denn, daß der übrige Teil 
für ihn keinen oder nur einen verhältnis- 
mäßig geringen Wert hätte. 

(2) Andere Berechtigte, denen die Aus- 
übung ihres Rechts nicht nur vorübergehend 
unzumutbar erschwert wird, können die Ent- 
ziehung des Rechts beantragen. 

(3) entfällt 


§ 16 

(1) Zahlungspflichtig ist der Bund. 

(2) Ist ein Schutzbereich auf Grund der 
Verpflichtungen des Bundes aus zwischen- 
staatlichen Verträgen über die Stationierung 
und die Rechtsstellung von Streitkräften aus- 
wärtiger Staaten im Bundesgebiet errichtet, 
so richtet sich die Zahlungspflicht nach die- 
sen Verträgen. 


VIERTER ABSCHNITT 

Festsetzung der Entschädigung 
§ 17 

.unverändert 
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Entwurf 

Setzungsbehörden), die durch Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung bestimmt werden. 

§ 18 

(1) Vor der Festsetzung der Entschädigung 
hat die Festsetzungsbehörde auf eine gütliche 
Einigung der Beteiligten hinzuwirken. 

(2) Beteiligte sind der Zahlungspflichtige 
und der Betroffene (Entschädigungsberech- 
tigte). Ist Zahlungspflichtiger nicht die Bun- 
desrepublik, so ist der Vertreter des öffent- 
lichen Interesses, der vom Bundesminister der 
Finanzen zu bestellen ist, Beteiligter. 


(3) Kommt eine Einigung zustande, so 
hat die Festsetzungsbehörde diese auf Antrag 
zu beurkunden und den Beteiligten eine be- 
glaubigte Abschrift der Urkunde zuzustellen. 

% 19 

(1) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
erläßt die Festsetzungsbehörde einen Fest- 
setzungsbescheid, nachdem sie den Beteiligten 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat. 
Der Festsetzungsbescheid ist mit Gründen zu 
versehen. Er hat den Zahlungspflichtigen an- 
zugeben und eine Rechtsmittelbelehrung zu 
enthalten. 

(2) Der Festsetzungsbescheid ist den Betei- 
ligten gegenüber vollstreckbar, wenn er un- 
anfechtbar geworden ist oder das Gericht ihn 
für vorläufig vollstreckbar erklärt hat. Die 
Zwangsvollstredcung aus dem Festsetzungsbe- 
scheid richtet sich nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Vollstreckung 
von Urteilen in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten. Die vollstreckbare Ausfertigung wird 
von dem Urkixndsbeamten der Geschäftsstelle 
des Amtsgerichts erteilt, in dessen Bezirk die 
Festsetzungsbehörde ihren Sitz hat, und, 
wenn das Verfahren bei einem Gericht an- 
hängig ist, von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts. In den Fällen 
der §§ 731, 767 bis 770, 785, 786, 791 der 
Zivilprozeßordnung tritt das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk die Festsetzungsbehörde ihren 
Sitz hat, an die Stelle des Prozeßgerichts. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 18 

(1) Vor der Festsetzung der Entschädigung 
hat die Festsetzungsbehörde eine gütliche 
Einigung zu versuchen. 

(2) Beteiligte sind der Zahlungspflichtige 
und die in ihren Rechten Betroffenen (Ent- 
schädigungsberechtigte). Der Bundesminister 
der Finanzen kann für die Festsetzungsver- 
fahren einen Vertreter des Finanzinteresses 
bestellen. Dieser ist Beteiligter, sofern er 
nicht auf die Beteiligung verzichtet. 

(3) Eine Einigung ist nur rechtswirksam, 
wenn sie von dem örtlich zuständigen Amts- 
geridht beurkundet ist. Die Beurkundung ist 
gebührenfrei. 

§ 19 

(1) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so setzt die Festsetzungsbehörde die Höhe 
der Entschädigung fest, nachdem sie den Be- 
teiligten Gelegenheit zur Äußerung gegeben 
hat. 


(2) Festgesetzt wird durch schriftlidhen 
Bescheid, in dem die Festsetzungsbehörde, 
der Zahlungspflichtige und der Zahlungsemp- 
fänger anzugeben sind und der eine Rechts- 
mittelbelehrung zu enthalten hat. Er ist den 
Beteiligten zuzustellen. 


siehe § 19a 
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Entwurf 
siehe § 19 Abs. 2 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Rechtsmittel 
§ 20 

Gegen den Festsetzungsbescheid steht den 
Beteiligten innerhalb von zwei Wochen nach 
Zustellung tdas Rechtsmittel der Beschwerde 
zu. 


§ 21 

(1) Wegen der Festsetzung der Entschädi- 
gung kann ein Beteiligter binnen einer Frist 
von zwei Monaten nach Zustellung der Be- 
schwerdeentscheidung Klage erheben. Die 
Klage kann auch erhoben werden, wenn die 
Vorgesetzte Behörde oder die Aufsichts- 
behörde über eine Beschwerde ohne zu- 
reichenden Grund innerhalb einer Frist von 
drei Monaten eine Entscheidung nicht ge- 
troffen hat. 


Beschlüsse des 6. A u s s c h u s s e s 

§ 19 a 

(1) Die Urkunde über die Einigung nach 
§ 18 Abs. 3 ist nach Zustellung an die Betei- 
ligten vollstreckbar. Der Festsetzungsbescheid 
nach § 19 Abs. 2 ist den Beteiligten gegen- 
über vollstreckbar, wenn er für sie unanfecht- 
bar geworden ist oder das Gericht ihn für 
vorläufig vollstreckbar erklärt hat. 

(2) Die Zwangsvollstreckung richtet sich 
nach den Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über die Vollstreckung von Urteilen in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Die voll- 
streckbare Ausfertigung wird vom Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle des Amtsgerichts 
erteilt, In dessen Bezirk das zum Schutzbe- 
reich erklärte Grundstück liegt, und, wenn 
das Verfahren bei einem Gericht anhängig 
ist, vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts. In den Fällen der §§ 731, 767 
bis 770, 785, 786, 791 der Zivilprozeßord- 
nung tritt das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
das zum Schutzbereich erklärte Grundstück 
liegt, an die Stelle des Prozeßgerichts. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Rechtsmittel 
§ 20 

(1) Gegen den Festsetzungsbescheid steht 
den Beteiligten innerhalb von zwei Wochen 
nach Zustellung das Rechtsmittel der Be- 
schwerde zu. 

(2) Über die Beschwerde entscheidet die 
Aufsichtsbehörde. 

(3) Die Entscheidung über die Beschwerde 
ist den am Festsetzungsverfahren Beteiligten 
zuzustellen. 

§ 21 

(1) Wegen der Festsetzung der Entschädi- 
gung kann ein Beteiligter binnen einer Frist 
von zwei Monaten nach Zustellung der Be- 
schwerdeentscheidung Klage erheben. 
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Entwurf 


(2) Für die Klage ist das Landgericht ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstan- 
des ausschließlich zuständig; eine erweiterte 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach den Vor- 
schriften des § 511 a Abs. 4 und des § 547 
Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird 
hierdurch nicht begründet, örtlich ist das 
Landgericht ausschließlich zuständig, in dessen 
Bezirk die zur Festsetzung der Entschädigung 
berufene Behörde ihren Sitz hat. 

(3) Rechtsstreitigkeiten, welche Enlschädi- 
gungen betreffen, für die nach zwischen- 
staatlichen Verträgen nicht die Bundesrepublik 
zahlungspflichtig ist (§ 16), werden von der 
Bundesrepublik Im eigenen Namen geführt. 

(4) Die Klage des Entschädigungsberechtig- 
ten ist auf Zahlung des verlangten Mehr- 
betrages, die des Zahlungspflichtigen darauf 
zu rl Aten, daß die Entschädigung unter Auf- 
hebung oder Abänderung des Festsetzungs- 
bescheides anderweitig festgesetzt wird. 

(5) Das Gericht kann, falls der zur Ent- 
schädigung Verpflichtete Klage erhebt, auf 
Antrag des Berechtigten den Festsetzungs- 
bescheid ganz oder teilweise für vorläufig 
vollstreckbar erklären. Über den Antrag kann 
durch Beschluß vorab entschieden werden; 
der Beschluß ist nicht anfechtbar. Die §§713 
bis 720 der Zivilprozeßordnung sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(6) Die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene 
Frist ist eine Notfrist Im Sinne der Zivil- 
prozeßordnung. 


§ 22 

(1) Für die Anfechtung von sonstigen Ent- 
scheidungen der Schutzbereichbehörden gilt 

die Verwaltungsgerichtsordnung vom 

(Bundesgesetzbl. IS.,. .). 


Beschlüsse des 6. A u s s c h u s s e s 

(1 a) Die Klage kann ferner erhoben wer- 
den, wenn die Festsetzungsbehörde über 
einen Festsetzungsantrag oder die Aufsichts- 
behörde über eine Beschwerde ohne zurei- 
chenden Grund innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten eine Entscheidung nicht ge- 
troffen hat. 

(2) Für die Klage Ist das Landgericht ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstan- 
des ausschließlich zuständig; eine erweiterte 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach den 
Vorschriften des § 511 a Abs. 4 und des § 547 
Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird 
hierdurch nicht begründet, örtlich ist . das 
Landgericht ausschließlich zuständig, in des- 
sen Bezirk das zum Schutzbereich erklärte 
Grundstück liegt. 

(3) Rechtsstreitigkelten, welche Entschädi- 
gungen betreffen, für die nach zwischen- 
staatlichen Verträgen nicht der Bund zah- 
lungspflichtig ist (§ 16), werden vom Bund 
im eigenen Namen geführt, der insoweit für 
die Erfüllung der Verbindlichkeiten einsteht. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene 
Frist ist eine Notfrist im Sinne der Zivil- 
prozeßordnung. Bei Versäumnis der Frist 
des § 20 gilt für die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand Satz 1 entsprechend. 

§22 

(1) Für die Anfechtung von Entscheidun- 
gen der Schutzbereichbehörden steht der Ver- 
waltungsrechtsweg offen. 
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(2) Der Widerspruch und die Anfechtungs- 
klage haben in den Fallen der JCJS" 4, 5, 6 
und 8 keine aufschiebende Wirkung, § 81 
Abs, 3 der V erwaltungsgerichtsordnung gilt 
entsprechend, 

(3) Die Berufung gegen das Urteil des Ver- 
waltungsgerichts sowie die Beschwerde gegen 
die Nichtzulassung der Revision sind aus- 
geschlossen. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Schluß vorsdiriften 
§ 23 

(1) Ordnungswiidrig handelt, wer vor- 
sätzlich 

1. eine in § 3 bezeichnete Handlung ohne die 
erforderliche Genehmigung vornimmt oder 

2. Beschränkungen nach § 4, Einschränkungen 
oder Verboten nach § 5 zuwiderhandelt 
oder die Durchsetzung einer sich aus §§ 6 
oder 10 ergebenden V er p flieh tung stört. 

(2) Die Ordnungswiidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 


(3) Ist die Ordnungswidrigkeit fahrlässig 
begangen, so kann eine Geldbuße bis zu 
3000 Deutsche Mark festgesetzt werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
Abs. 1 /des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten vom 25. März 1952 ('Bundesgesetzlbl. I 
S. 177) ist die Schutzbereichbehörde; sie 
nimmt auch die Befugnisse der obersten Ver- 
waltungsbehörde im Sinne des § 66 Abs. 2 
dieses Gesetzes wahr. 

§ 24 

Sind Grundstücke von den Streitkräften 
des Vereinigten Königreichs von Großbritan- 
nien und Nordirland, der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika oder der Französischen 
Republik zu Schutzbereichzze^eefeen in An- 
spruch genommen oder in dieser Weise be- 
handelt worden, so gelten diese Maßnahmen 
im Rahmen des Artikels 48 Abs. 1 des Ver- 
trages über die Rechte und Pflichten (ausländi- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(2) entfällt 


(3) entfällt 


SECHSTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§23 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. eine Handlung nach § 3 oder § 5 Abs. 2 
ohne Genehmigung vornimmt, 

2. einer Anordnung nach § 4 oder § 5 Abs. 1 
zuwiderhandelt oder 

3. eine Handlung stört, die nach § 6 oder § 10 
zu dulden ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlidi begangen Ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 3000 Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) entfällt 


(4) unverändert 


§24 

(1) Sind Grundstücke von den Streit- 
kräften des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland, der Ver- 
einigten Staaten von Amerika oder der Fran- 
zösischen Republik zu Schutzbereichen in 
Anspruch genommen oder in dieser Weise 
behandelt worden, so gelten diese über die 
in Artikel 48 des Vertrages über die Rechte, 
und Pflichten ausländischer Streitkräfte und 
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scher Streitkräfte und ihrer Mitglieder in 
der Bundesrepublik Deutschland (Truppen- 
vertrag) fort, und es finden die Vorsdiriften 
dieses Gesetzes über Entschädigung Anwen- 
dung. 


§ 25 

Zustellungen durch die Verwaltungsbehör- 
den werden nach den Vorschriften des Ver- 
waltungszustellungsgesetze5 (VwZG) vom 
3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) be- 
wirkt. 


§ 26 

Soweit durdi die Vorschriften dieses Ge- 
setzes das Grundrecht nach Artikel 13 des 
Grundgesetzes berührt wird, wird dieses 
Grundrecht eingeschränkt. 

§ 27 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland (Truppenvertrag) und in den 
dazu ergangenen Gesetzen bestimmte Frist 
hinaus bis sedis Monate nadi Inkrafttreten 
dieses Gesetzes als Schutzbereidie im Sinne 
dieses Gesetzes. 

(2) Die Vorsdiriften dieses Gesetzes über 
die Entschädigung finden auf die in Absatz 1 
genannten Grundstücke mit Wirkung vom 
5. Mai 1955, 12 Uhr, Anwendung. 


§25 

Zustellungen durch die Verwaltungsbehör- 
den werden nach dem Verwaltungszustel- 
lungsgesetz (VwZG) vom 3. Juli 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 379) bewirkt. 


§25a 

Der Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg wird ermächtigt, durdi Redits- 
verordnung eine von § 20 Abs. 1 abwei- 
chende Regelung zu treffen. 

§26 

unverändert 


§27 

unverändert 
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